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5 Amtliches. 
Berlin, 3. Februar. Dem Dr. Ladwig Braunfels in Frank⸗ 
t am Main it Namens des deulſchen Reichs das Exequa⸗ 
als ſpaniſcher Konſul ertheilt worden. — Die bisherigen Bach. 
Allerei⸗Afſiſt. An ſt und Meyer bei der Reich sbankhauptſtelle in 
dien find zu Kaſſirern ernannt. — Der königl. batr. Rechtskandt⸗ 
U Karl Heyder in Mitz iſt zum Advokaten im Bezirk des kaiſ. Ap⸗ 
üotionsgerichts zu Kolmar und zum Anwalt bei dem kaiſ. Landger. 
etz ernannt. b 
1 Am evangel. Schullehrer Seminar zu Koſchmin iſt der Haupt⸗ 
rer Reichelt zu Czarnikau als ordentl. Lehrer angeſtellt, 
Lehrer Wollweber an der Oſtendſchule zu Frankfurt a. M. iſt als 
0 Seminarlehrer an dem Schullehrer⸗Seminar zu Fulda, und der 
rer Gehrig zu Münden als Hülfstehrer bei dem Schullehrer⸗Se⸗ 
muar in Wunſtorf angeſtellt worden. 


Deutſcher Reichstag. 


44. Sitzung. 


Fit, Berlin, 3. Februar. 11 Uhr, Am Ticche des Bundes raths Del⸗ 
| I Müd, Kamele, o. Voigts⸗Rhetz, Michaelis, Nieberding u. A. 

des Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt vie zweite Berathung 
1 0 Geſetzentwurſs, betreffend die weitere A or nung über Ver» 
| Su endung der ourch das Geſetz vom 2 Jui 1873 zum Reta⸗ 
* uf fementdes Heeres beſtimmten 106,846,810 Thlr. und die 
18 


ieſem Zweck ferner erforderlichen Geldomutel. 

1: Berichſerſtatter Abg. Richter: Die Budgetkommiſſtion hat 
dieſem Geſetzentwurf eine Reihe von Beſtimmungen hinzugefügt, die 
er auf die dudgetrechtliche Behandlung der Zinseinnahmen beziehen, 
Niche aus der vorübergehenden Belegung zeilweilig entbehrlicher Be⸗ 
5 nde der franzöſiſchen Kriegskontribution erwachſen. Die Kommiſſton 
lägt vor, zu bestimmen, baß dieſe Zinseinnahmen, ſowen fie vom 
Bunte 1877 ab erwachſen, auf den Etat zu bringen find. Dieſelbe 
I ſtimmung wird auch geiroffen in Bezug auf die bis 1877 erwachſe⸗ 
er Zinseinnatzmen aus dem Retabliſſementefond. Die Kommiſſion 

ii dabei von der Erwägung ausgegangen, daß die Zinseinnahmen 
1 du finar rechtlichen Sinne nicht derſelben Verfügung unterliegen, wie 
be Sapitalbeilänne, aus denen fie erwachſen find, ſondern daß es, um 
| 1 tk nr 5 zu können, einer beſonderen Ermächligung des Reichs 
l edar 
. Der Geſetzentwurf wird hierauf in der von der Kommiſ⸗ 
vorgeſchlagenen Feſſung ohne Diskaſſion dom Haufe auge 


men. 
olgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend 
udung der fra ſiſchen Kriegskoſten⸗ 
aut 2 5 
se 0 13 miſſi 12 ch ge⸗ 
har: Er e Geſetzes urſprünglich von der Regierung 
8 nac rte Sue e 28, Mark auf 64294 Mark zu erhöhen, da 
Dean iiefen wurde, daß die Koften, ber im Jahre 1871 ausgeführten 
gen uſekclon der Soldatengräder dei Mes nicht, wie urfprünglid an ⸗ 
er ommen war, von dem Landeshaushalt für Eiſaß⸗Lothringen, ſon⸗ 
Lon don dem Reiche zu tragen ſind. Im Uebrigen hat auch hier die 
 munnflion die bei dem vorigen Geſetzen wurf erwähnten Beſtim⸗ 
In wegen der Zinseinnahmen eingefügt 0 
der Ker, Geſetzentwürf wird hierauf unverändert nach den Beſchlüſſen 
g u ſion angenommen. N 
ur Er folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die 
er Ladung und Herrichtung eines Schießplatzes für die 
des Di erte. Prüfungs⸗Kommiſſton, zur Erweiterung 
Berl und ae äudes des Generalſtabes der Armee zu 
2 2 in und zu Kaſer nen bauten in Leipzig und Bautzen 
ferner erforderichen, aus der franzöſiſchen Kriegskoſten Entſchädigung 
zu dedenden Geldmittel. 
R Die Kommiſſion beantragt neben der unveränderten Annahme der 
Reegierungevorlage folgende Reſolution: Der Reichstag wolle die Er⸗ 
N ung ausſprechen, daß künftig ein bei Nacuchung von Geldbe- 
* lligungen zum Grunde gelegtes Bauprogramm einſeitig nicht ge⸗ 
fudert werde, auch über erhebliche Mehrkoſten, welche ſich bei Aus⸗ 
* hrung eines unveränderten Bauprogramms gegen den der erſten 
Keb bewillt un zum Grunde gelegten Koſtenanſchlag ergeben, dem 
belcsiage bei der nächſten Berathung des Reichshaushaltsetats Mit⸗ 


Ei om 


kilung gemacht werde. a 
9 Berichterſtalter Abg. Richter: Zu der Reſolution bat in erſter 
abe die Mehrkoſtenforderung für die Erweiterung des Generalft bs⸗ 

udes Anlaß gegeben. Im Jahre 1873 wurden hierfür 475,000 
Paler bewilllat, wovon 300,000 Thaler auf den Grunderwerb, die 

Han 175 000 Thaler auf die eigentlichen Bauloſten entfallen ſollten. 

Mainwä rig wird nun der vierfache Betrag dieſer Baukoſten⸗Summe, 
der lich 2,100,000 Mark fatt der früher geforderten 525,000 Mark 
Miangt. Die Kommuſſton bat feſigeſtelk, daß ver größte Theil dieſes 

ehrdetrages darauf berubt, daß ein völlig anderes Bauprogramm 
ur Erweiterung des Gebäudes zu Grunde gelegt worden iſt, als 
ge Prngtic angegeben war. Die Kommiſſion fab darin einen Verſtoß 
v 

er Neſolutton 


en das Budactrecht des Reichstages und gab dieſer Auffaſſung in 
neben Geſetzentwurf mit der Reſolution wird hierauf ge⸗ 


Ausdruck. 
N at. 5 
ächſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die zweite Berathung 
ſetzentwurfs über die gegenſeitigen Hilfskaſſen. 
lauter: Kaſſen, welche die gegenſeitige Unkerſtützung ihrer Mit⸗ 
all der Krankheit bezwecken, erhalten die Rechte einer 


8 
ein 
ange 


do nen 
eſe 
duden 8 
naen Geſe 
lic me 
einem ehe 


verwerfen. 
in Vi ung erregen wird. 
Lebebeſcht beilſam, 
Wir ſteh 


4 Grundlage 
IA edeutet wird, 


Jahrgang. 
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Freitag, 4. Februar 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 


über ihre Zukunft im Unſicheren ſind. Das Nichtzuſtandekommen des 
Geſetzes wäre alfo eine Kalamität, ebenſo aber auch das Zuſtandekom⸗ 
men in einer Geſtalt, weiche nicht geei net wäre, ins Leben einzugrei⸗ 
fen und nicht die Sympathien der betreffenden Bevölkerungsklaſſen ſich 
zu erwerben. Wir müſſen alſo zunächſt den geſetzgeberiſchen und auch 
den thattächlichen Erfolg ins Auge fallen Ohne unmittelbar an die 
ſoziale Frage anknüpfen zu wollen, muß ich den Jahalt dieſes Geſetzes 
dahin beleichnen, daß wir den arbeitenden Klaſſen das Grundrecht der 
freien Kaſſenbildung gewähren wollen auf einem bisher unfreiem Ge 
biete. Wir wollen dies thun aus allgemeinem Rechtsgefühl dem Zwange⸗ 
Eeſſenſyſtem gegenüber, ferner aus etgiſchen und pädagogiſchen Rück⸗ 
ſichten, um die Arbeiter an die SIbäverwaltung zu gewöhnen. Wir 
müſſen natürlich auf der andern Scile Schutzmaßregeln gegen mögliche 
Mißbräuche eines ſo chen Rech es ſchaffen, weiche zur Beeinträchtigung 
den perfönlichen Freiheit führen könnten. Aber dieſe Garantien Dürfen 
weber die freie Kaſſenbilvung erſchweren noch den Verſicherungstrieb 
beſchränken. In dieſem Punkte hat die Kommiſſion den Regierungs- 
entwurf nicht unmelentiih verändert, fie hat verſucht, das Recht der 
Selbſtbeſtimmung ſchärfer zu formuiiren und das Auſſichtsrecht genau 
zu faſſen. Iſt der großen Skrultur des Geſetzes iſt nur an einem 
Punkte der Rechtsweg an Stelle des Verwaltungsverfahrens einge ⸗ 
führt. Eine weitere Erörterung überlaſſe ich der Detailberathung. 
Abg. Rickert hät die redaktionelle Aenderung, die die Kommif- 
fion in $ 1 beſchloſſen, für keine glückliche und bittet, der Faſſung der 
Regierungsvorlage gemäß, anſtatt „eingeſchriebene Hilfskaſſen auf Ge ⸗ 
genſeitigkeit“ zu ſagen: „negenteitige Hilfskaſſen.“ 18 * 

Abg. Bamberger: Der Ausdruck „gezenſeilige Hilfskaſſen“ 
würde in dieſem Geſetz ganz nach der Analogie des Ausdrucks „baum ⸗ 
er Strumpfwirker“ gebildet fein und iſt daher durchaus zu ver: 
werfen. 

Abg. Grumbrecht beantragt, die Worte „auf Gegenſeitig⸗ 
keit“ zu ſtreichen. Dieſelben ſeien ganz überflüſſig, da der Paragraph 
bereits den Ausdruck „gegenfeitige Unterſtützung“ enthält. 

9 1 wird hierauf mit der vom Abg. Grumbrecht beantragten Mio: 
dififation angenommen. Ä 

$ 2 lautet: Die Kaſſe hot einen Namen anzunehmen, welcher von 
dem aller anderen, an demſelben Orte oder in derſelben Gemeinde 
befindlichen Hülfskaſſen verſchieden iſt und die zul ätzliche Bezeichnung: 
„eingeſchriebene Hülfekaſſe' enthält. Der Paragraph wird ohne Dis⸗ 
kuſſion angenommen. 4 

$ 3 beſtimmt: Das Statut der Kaſſe muß Beſtimmung treffen: 
1) über Namen, Sitz und Zweck der Kaſſe; 2) über den Beitritt und 
Austritt der Mitglieder; 3) Über die Höhe der Beiträge, welchezvon 
den Mitgliedern zu entrichten ſind, und, falls die Arbeitgeber zu Zu⸗ 
ſchüſſen geſetzlich verpflichtet find. über veren Höhe; 4) über die Vor⸗ 
ausſetzungen, die Art und den Umfang der ber an uschi 5) über 
die Bildung des Vorſtandes, (die Vertretung der zu Zuſchüſſen geſetz 


lich verpflichteten Arbeitgeber in demſelben, ſowie) über die Legilima⸗ 
tion einer Mitglieder und Den af feiner Gef aan 70 über die 
N een der Generalverſammlung, über die 
Art ihrer Beſchlußfaſſung und über die Stimmberechtigung der zu 
Zuſchüſſen geſetzlich verpflichteten Arbeitgeber; 7) über die Abände- 
rung des Status; 8) über die Verwendung des Kaſſenvermögens im 
Falle der Auflöſung oder Schließung der Kaſſe; 9) über vie Auf- 
ſtellung und Peüfunz der Jahresrechnung. Das Statut darf keine 
5 dieſes Geſetzes zuwiderlaufende Beſtimmung ent⸗ 
alten. 

Hierzu beantragt Abg. Grumbrecht dem letzten Abſatze fol- 
gende Faſſung zu geben: „Das Statut darf feine Beſtimmung ent: 
halten, welche mii dem Zwecke der Kaſſe nicht in Verbindung ſteht 
oder den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuwieerläuft.“ . 

Ferner beantcagt Abg. Bebel: in Nr. 5 die Worte „die Ver⸗ 
5 der mit Zuſchüſſen betheiligten Arbeiter in demſelben“ zu 

reichen. 

Berichterſtatter Dr. Oppenheim: Ich muß mich gegen das 
Amendement Grumbrecht ertlären. Es enthält erſtens etwas U ber⸗ 
flͤſſiges und zweitens etwas, was ſchon im Geſetze ſteht, nämluch im 
Schluß ves $ 3. Wie weit die Zwecke der Kaſſen gehen können, wer⸗ 
den wir ſpäter bei dieſem Geſctze zu beſchließen haben. 8 3 enthält 
das, was das Statut enthalten muß, ein großer Theil ver übrigen 
Paragraphen was bas Statut enthalten kan v. Was nach der De⸗ 
fimtion bes Geſetzes dem Ke ſſenzwecke nach zuwiderlärft, wird die Ver 
waltungsbehörde bei der Prufung des Statuts eo ipso nicht zulaſſen. 
Man könnte ebenſo gut beſchliezen, doß das Statut keine Abhandlung 
über die Unfterblichkeit der Seele enthalten darf. Ich halte ſomit das 
Amendement Grumbrecht für über flüſſig. 

Abg. Sonnemann kann ſich dem Antraze Bebel nur durchaus 
anſchließen. Das M ßtrauen der Arbeiter gegen die Arbeitgeber wird 
in hohem Maße gestärkt, wenn den letzteren das unbedingte Recht der 
Vertretung im Vorſtande dieſer Kaſſen eingeräumt wird. Daß über: 
haupt mit dem Beitragslecht der A beitgeber zu dieſen Kaſſen häufig 
der orözte Mißbrauch getrieben wird, fet undeftreitbar. 

Bundesfommiffar Geh Rath Nie ber ding: Der Vorredner 
ſcheint anzunehmen, daß mit Beibehaltung der betreffenden Beſtimmung 
in Nr. 5 die Zuſchuß leiſtenden Arbeitgeber unbehingt, auch gegen 
ihren Willen, im Vorſtande vertrelen fein müſſen. Das tft unrichtig; 
ez kann nach 8 3 ter Zuſchuß leiſtende Arbeitgeber erklären, daß er 
auf dies Vertretungsrecht verzichte. 2 

Abg. Bebel: Tbatſächlich wird es, wenn die Nr. 5 unverändert 
beſtehen bleit, doch ſtets darauf hinauskommen, daß der Arbeitgeber 
im Vor ſtand dieſer Kaſſen vertreten ift. Kein Arbeitgeber wird ſich 
verpflichten, einen beftimmien Beitrag in die Kaſſe zu zahlen, wenn er 
nicht das Recht der Vertretung im Vorſtand, das er nach Ne. 5 ver⸗ 
langen kann, eingeräumt erhält. Wird dieſe Vorlage Geſetz, fo wer⸗ 
den wir es erleben, daß bei allen beſtehenden Kaſſen die Fadrikanſen 
die erfien find, welche die Kaſſen umändern, um ſich in den Beſitz des 
ihnen hier gewähren Rechtes au ſetzen. EN 

Abg. Grumbracht: Mein Antrag iſt eine durchaus nothwen⸗ 
dige Ergänzung zu 8 3. Wird derſelbe nicht angenommen, fo könnten 
als Bedingungen der Aufnahme halbabſurde Beſtimmungen in die 
Statuten geſetzt werden, wie z. B. Aufnahme kann nur der finden, der 
ſich zum Atheismus bekennt, oder der anerkennt, daß jeder Arbeiter, 
deſſen Lohn verkürzt wird, das Arbeitsverhältniß zu kündigen babe. 
Wird ein ſolches Statut der Verwaltungsbehöcde vorgelegt, To könnte 
fie es nicht ablehnen, denn es widerſpräche den Anforderungen dieſes 
Geſctzes nicht. Ich kann nur dringend bitten, meinen Antrag an ⸗ 
zunehmen. j 

Berichterſtatter Abg. Dr. Oppenheim: Dem Abg Grum⸗ 
brecht erwidere ich, wenn meine Beiſpiete nur die Abſurdität tragen, 
ſo tragen die feinigen die Unfittlichleit der Bedingung. Jedes feiner 
Beiſpiele (könnte unter die Kategorie der conditio turpis fallen. Ich 
halte es in der That für unſittlich, ein Glaubensbekenmniß zur Be⸗ 
dingung von Geſchäftsverbältuſſen zu machen und fo würven auch die 
Gerichte entſcheiden. Er beruft ſich auf die zweifelhafte Minorität in 


4 


der Kommif 
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Inferate 20 Pf. die Ander Zeile oder deren 
Raum, Reklamen verhältnißmäßi Höher, findan die 
Expedition zu ſenden und werden für die am Des 

85 uhr 


Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende er b 
Nachmittags angenommen. 


= 1876. 


fton, wäre er zugegen geweſen, fo hätte er vielleicht nach 
Anhörung der Gründe mit ber Majorität geſtimmt. (Heiterkeit.) Den 
Herren Abgg. Bebel und Sonnemann gegenüber ſtehe ich natürlich 
auf dem Boden der Vorlage. Es iſt Niemandem in dieſem Haufe 
eingefallen, auf das Gefühl der Humanität der Arbeitgeber zu ſpeku ⸗ 
liren. Müßten wir das, jo wäre es um die Induſtrie ſchlecht beſtellt. 
Wir rechnen nicht auf die Humanität, ſondern auf das wohlverſtan⸗ 
dene Jatereſſe der Arbeitgeber. Bei dem vorigen Gelege tft ſchn 
entſchieden worden, daß die Arbeitgeber herangezogen werden können. 
Die 88 16 und 20 dieſes Geſetzes handeln von den Verpflichtungen 
und Rechten, nicht Vorrechten, an der Verwaltung theilzunehmen. 
Dort haben wir die Materie zu entſcheiden, fällt dieſe Entſcheidung 
gegen die Kommiſſtonsvorſchläge aus, fo haben wir rückwärts § 3 zu 
Ändern. In Nr. 2 des $ 3 wird auch der Austritt des Ausſchuſſes 
gemeint, wie aus $ 15 ſich ergiebt. Ich hoffe, darin keinen Wider⸗ 
ſpruch zu finden und dadurch eine Unklarheit brevi manu abgewieſen 
zu haben. Bei der Abſtimmung wird hierauf das Amendement Bebel 
abgelehnt, das Amendement Grumbrecht und mit dieſer Modifikation 
des Paragraphen vom Hauſe angenommen. BA 

Nach 5 4 fteht die Entiheidung über die Zulaſſung der Kaffe der 
betreffenden höheren Verwaltungsbebörde innerhalb 6 Wochen nach 
Einreichung des Statuts zu. Gegen die Verſagung der Zulaſſung 1 
fleht Rekurs zu g f Ar 

Der Paragraph wird ohne Debatte angenommen. 2 

85, welcher den Kaſſen das Recht einer juriſtiſchen Perſon giebt, 
wird ohne Debatte genehmigt. Rx 

Die 55 6 und 15 werden in der Diskuſſion zuſammengefaßt. S6 
lautet: Zum Beitritt der Mitaljeder iſt eine ſchriftliche Erklärung 
oder eine Erklärung vor dem Vorſtande erforderlich. Den Mitglie⸗ 
dern darf die Verpflichtung zu Handlungen oder Unterlaſſungen, 
welche mit dem Kaſſenzweck in keiner Verbindung fichen, nicht auf 
erlegt werden. 5 A? 

Hierzu beantragt Abg. Heyl: „als 3. Alinen hinzuzufügen: 
Ingleichen darf ihnen die Betheiligung an ſolchen Geſellſchaften oder 
eden n welche politiſche Zwecke verfolgen, nicht zur Bedingung 
geſtellt werden.“ 

$ 15 lautet: „Der Ausſchuß von Mitgliedern aus der Kaffe kann 
nur under den durch das Statut beſtimmten Formen und aus den darin 
bezeichneten Gründen erfolgen. Er iſt nur zuläffig bei dem Wegfall einer 
die Aufnahme bedingenden Vorausſetzung, für den Fall einer Zahlungs- 
ſäumngiß oder einer ſolchen firafbaren Handlung, welche eine Verletzung 
der Beſtimmungen des Statuts in ſich ſchließt. Jedoch können wegen 
des Auskrittes oder Ausſchluſſes aus einer Geſellſchaft oder 
Vereine Mitglieder, welche einer Kaſſe drei Jahre angehört ha 
nicht mebr aus dieſer Kaffe ausgeſchloſſen werden. 

Hierzu beantragen: 

ee 
„Der Ausge ene k pruch auf eine En ung an 
PRAG er Miigliepſchaft gemachten E Warn n 

2) Abg. Grumbrecht: Ja dem letzten Satze die Worte: „wel 

0 Kaſſe drei Jahre angehört haben“ und das Wort: „mehr 
re chen. : 75 
) Abg. Duncker: in dem letzten Satze hinter den Worten ode 

einem Vereine“ einzuſchalten: oder wegen Ausſchließens oder Entlaf: 

ſens aus der Aubeitsſtelle.“ 8 

8 681 Abg. Bebel an derſelben Stelle einzuſchalten: „oder ei 
abrik“ 

Abg. Grumbrecht: Die Kommiſſion hielt von Anfang an die 
85 6 und 15 der Regierungsvorlage für unannehmbar, man wollte im 
Gegenſotz zu ihr in keiner Weiſe Vereine, Genoſſenſchaften und Ge⸗ 
ſellſchaften hindern, derartige Kaſſen ausſchließlich für ihre Mitglieder * 
zu gründen. Auf der andern Seite verfehlte man ſich nicht, die De 
denken der Verbindung folder Vereine mit Inftituten, welche ver 
mögens rechtliche Folgen haben. Bei den Verſuchen, die Vorlage zu 
verbeſſern, kam man zulctzt darauf, den Ausſchluß aus derartigen Ver⸗ 
einen nicht mit der Folge des Ausſchluſſes aus den mit ihnen in Ver⸗ 
bindung ſtehenden Krankenkaſſen zu verſehen. Daß man, wie die Kom⸗ 
miſſion vorſchlägt, nur diejenigen ſichern will, der gerade 3 Jahre der 
Kaſſe angebört bat, iſt gam willkürlich. Das Beſte wäre vielleicht den 
Ausgeſchloſſenen zu entſchäbigen. Dann müßte man aber jedenfalls 
dem freiwillig Ausgetreteren jede Entſchädigung verſagen, denn ſonſt 
lönnte cine ſolche Beſtimmung zur Erzwingung der Reſtituirung von 
Beiträgen mitzbraucht werden. Mein Antrag bezweckt, eine Entſchei⸗ 
dung über die bier vorliegende Prinzipienfrage herbeizuführen. 

Abg. Bebel: Beſchränkt ſchon der zweite Abſatz des 8 6 die Ver⸗ 
einsfreiheit in einer durch Nichts zu rechtfertigenden Weiſe, ſo ver⸗ 
fh'immert das Amendement des Abg. Heyl die Sache noch viel mehr, 
denn was find poliiſche Zwicke?“ Nach einer kürzlich erlaſſenen Des 
finition des Obertribunals iſt jeder Verein, der ſich um öffentliche 
Angelegenheiten bekümmert, ein politiſcher. Was find wiederum „öffent⸗ 
liche Angelegenheiten? Eine zur Abſendung einer Petition oder eines 
Proteſteß an den Reichstag wegen einer befürchteten oder eingetretenen 
rexttionären Anwendung dieſes Geſetzes ſeitens der Regierung einbe⸗ 
rufene Verſammlung kann nach der Definition des Obertribunals als 
ein poluiſcher Ver in betrachtet werden. Dieſe Definition iſt eben ber 
liebig dehnbar. Der Antrag Heyl trägt den Charakter des Klaſſen⸗ 
haſſes an ſich, und wären wir Diejenigen, die die Maſſen nur aufe 
begen wollen, wir mügten feine Annahme wünſchen, denn eine beſſere 
Waffe fönnte uns nicht in die Haud gegeben werden; auch der ein⸗ 
fältigſte Arbeiter würde einſehen, daß ihm bier einſeitig ein Unrecht 
zugefügt wird. Mein Amendement zu $ 15 iſt eine einfache Konfequenz 
der Kommiſſtone beſchlüſſe, die dem begegnen ſollen, daß ein Arbeiter 
beliebig an die Luft geſetzt wird, wenn er auch viele Jahre gearbeitet 
bat. Die neulich ausgeſprochene Anſicht des Abg. Websſy die Kran⸗ 
kenkaſſen wären nur zur Hilfsleiſtung für den Augenblick beſtimm,, 
und der Vergleich mit der Feuerverſicherung trifft keineswegs zu, denn 
e kann jeder Zeit ausgeſchloſſen werden, ohne austreten zu 
wollen. 

Abz Moufang: Ein Mitglied obne Entſchädigung auszuſtoßen, 
verletzt ſein erworbenes Recht. Dieſes bezweckt mein Antrag, 33 f 
Solchen, den man auszutreten gezwungen hat, dahin ſein Recht zu | 
wahren, daß ihm je nach der Dauer feiner Mitaliedſchaft eine ver⸗ 
bältnißmäßige Eutſchädigung zu Theil wird. Bei dem freiwilligen 
Austritt ſoll fie nicht eintreten. Etwas Wahres ift daran, daß die 
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Krankenkaſſen von Vierteljahr zu Vierteljahr, von Jahr zu Jahr gel⸗ 
ten, daß ſie ſich zu Neujahr eigentlich auflöfen, um für das nächſte 0 
Jahr von Neuem zuſammenzutreten. 4 2 
Abg. Heyl: Die Gefahr des Geſetzes liegt darin, daß es den politir 
ſchen Vereinen wegen des Verſicherungszwanges erleichtert wird, ihre 
Tendenz hinter der ſoliden Firma einer anerkannten Kaffe zu verber ⸗ 
gen und eine Arbeiterorgant ation zu ſchaffen, die ſonſt nicht möglich 
wäre. Mein Amendement bezweckt iu verhindern, daß politiſche Ber- 
eine durch Ausſchuß diſſentirender Mitglieder urd Wegnahme erwor⸗ 
dener Rechte Strafmittel anzuwenden ſuchen. Da der Antrag Grum⸗ 


Precht zu $ 15 dieſen Schutz vielleicht noch wirlſamer gewährt, fo ziehe 
ich mein Amendement zurück. x k i 
Bundeskommiſſar Geh. Rath Nieberding: Die Regierungen 
beabſichtigen keineswegs mit Hilfe dieſer Paragraphen jeder Aſſozia⸗ 
tion der Arbeiter für ihre wirthſchaftlichen Zwecke entgegenzutreten; 
im Gegentheil es werden dieſe Intereſſen, wenn die Aſſoziationen ſich 
in den Grenzen der Geſetze halten und den ſozialen Frieden nicht 
ſtören, mit Hilfe dieſer Paragraphen ebenſo, vielleicht beſſer als bis 
her erreicht werden. Wenn über die Beziehungen der beiden in Abſatz 
2 des 8 6 der Vo lage enthaltenen Verbote zu einander Zweifel ent 
ftanden find, fo mag dies daher kommen, daß die beiden Beſtimmun⸗ 
gen ſich theilweiſe allerdings decken. Man kann fagen, Beb wenn be: 
ſtimmt iſt, daß ver einer Kaſſe Beitretende nicht gleichzkitig zum Ein⸗ 
tritt in einen Verein gezwungen werden kann, eine ſolche Beſtimmung 
auch das Verbot der Verpflichtung zu beſtimmten Handlungen und 
Unterlaſſungen enthält, aber es giebt doch Fälle, in denen Zweifel 
darüber entſtehen lönnen, ob durch das Verbot der Verpflichtung zu 
beſtimmten Handlungen oder Unterlaffungen daſſelbe erreicht hat, was 
durch das Verbot der Verpflichtung der Bettzeiligung an Geſellſchaften 
erreicht werden fol. Beſtimmt das Statut einer zu Unterſtützungen 
von erkrankten Geſellen beftimmten Kaffe, daß die Mitglieder ver⸗ 
pflichtet ſind, z B einem Turnverein beizutreten, ſo wird eine ſolche 
Beſtimmung unzweifelhaft eine ſolche fein, welche mit dem Kaſſenzweck 
in keiner Verbindung fieht. Beſtimmt dagegen ein Statut, die Mit⸗ 
glieder der Kaſſe find verpflichtet, dem Turnverein, der fie errichtet 


bat, beizutreten, jo kaun man zweifelhaft fein, ob das eine Verpflich⸗ 


tung zu einer Handlung ſei, welche mit dem Kaſſenzweck in keiner Ver ⸗ 
bindung fteht. Nach der Auffaſſung der Regierung muß auch das 
unterſagt werden und dazu ißt die allgemeine Beſtimmung Binzugefügt, 
daß überhaupt ausgeſchloſſen ſei, die Mitglieder der Kaffe zur Be: 
theiligung an Geſellſchaften oder Vereinen zu verpflichten. Die Trag 
weite des von der Kommiſſion geſtrichenen Poſſas will alſo verhin⸗ 
dern, die Vereine und Kaſſen ahſolut zu identiſiziren. Der Praxis, daß 
Jemand, ber einer von einem Verein gegründeten Kaſſe beitreten will, 
zurückgewieſen wird, wird durch die Annahme der Beſtimmurg vorge⸗ 
deugt, daß der Grund der Zurückweiſung ſtels angegeben werden muß 
und nicht darin beſtehen darf, daß der Betreffende ablehnt, gleichzeitig 
jenem Vereine beizutreten. Eine ſolche Beſtimmung würde dieſen wohl⸗ 
thätigen Einrichtungen entgegengetreten und deshalb haben die Regie⸗ 
zungen den Kaſſen in dieſer Beziehung eine freie Bewegung geſtattet 
in der Meinung, daß die materiellen Intereſſen der Kaſſen von felbit 
dahin führen wer den, eine derartige mißbräuchliche Pr xis zu verhin⸗ 
dern. Es könnte auch ein Verein durch ſein Statut ſeine Mitglieder 
verpflichten, ohne Ausnahme einer von ihm gegründeten Kaſſe beizu⸗ 
treten. Auch einer derartigen Einrichtung beugt die Regierungsvorlage 
vor. Die Faſſung der Kommiſſion ift zweifelhaft. Gilt das Verbot 
der Verpflichtung der Mitglieder, gewiſſe Handlungen zu begeben oder 
zu unterlaſſen, nicht auch für einen mit der Kaſſe in Verbindung 
ſtehenden Verein, fo iſt es illuſoriſch, man wird einfach mit der Kaſſe 
einen Verein verbinden und das, was in das Statut der Kaſſe nicht 
aufgenommen werden darf, in das Statut des Vereins fegen. Iſt aber 
der Sinn der Faſſung der Kommiſſion, es dürfen weder in dem Sta⸗ 
tut der Kaſſe, noch auch des zugehörigen Vereins die Mitglieder zu 
beſtimmten Handlungen oder Unterlaſſungen, welche nicht mit der 
Kaſſe in Beziehung ſtehen, verpflichtet werden, ſo iſt es richtiger, die 
direkte und vollſtändige ihn der Regierungen anzunebmen. 

muß beſtreiten, daß die Kaſſen nur in Verbindung mit Vereinen ge⸗ 
deihen können; das Zeugniß aller zugezogenen Sachverſtändigen und 
die kürzlich von dem preußiſchen Handelsminiſterium über die Kaſſen 
gegebene Ueberſicht ſprechen dagegen; die nicht in ſolchen Beziehungen 
ſtehenden Vereine ſind gediehen, die anderen zurückgegangen. Das 
Amendement des Abgeordneten Grumprecht kommt der Regierungs⸗ 


Vorlage allerdings entgegen, verhindert aber nicht die Ausübung eines 


Terrorismus gegen diſſentirende Mitglieder in den Kaſſen. Man kann 
danach ſolchen das Leben fo ſauer machen, daß ſie freiwillig austreten. 
Der Gedanke des Amendements des Abg. Moufang iſt theoretiſch ganz 
berechtigt, praktiſch aber nicht ausführbar. 

Abg. Schultze Delitzſch: Ich muß den Auffaſſungen des 
errn Regierungevertreters und den irrigen Interpretationen der 
ommiſſionsbeſchſüſſe entgegentreten. Abſotz 2 des $ 6 iſt unnötig, 

denn die Mitglierer müſſen vorher Vereinsmitglieder fein, um zur 
Aufnahme in die Kaſſe vorgeſchlagen zu werden. Die arbeitenden 
Klaſſen müſſen erſt an das Vereinsleben gewöhnt werden, ehe ſie das 
Recht der freien Kaſſendildung richtig benutzen werden Ich kenne 
verdienſtrolle Krankenkaſſen, die ſich nicht auf das Vereinsweſen grün⸗ 


den, für dieſe brauchen wir aber kein Geſetz zu machen, da ſie die 


Konzeſſion ohnehin bekommen Für mich iſt die Ablehnung der Kom⸗ 
miſſionsfaſſung gleichbedeutend mit dem Verbot der freien Kaſſen im 
Ganzen. Die Bedingungen des $ 15 find in gewiſſer Weiſe berechtigt. 
Ich begreife ganz und gar nicht, welche größere Garantie denn noch 
die Bundesregierungen für den gefunden Kern und für die Tüchtigkeit 
der an den Kaſſen betheiligten Arbeiter verlangen und erwarten köa⸗ 
nen, als diejenige, was die Gewerksvereinskaſſen, die ſeit langen Jahren 
mit fegensreiher Wirkſamkeit beſtehen, thaiſächtich geleiſtet haben? 
Sie haben lebensfähige Kaſſen errichtet und mit ihren ſauer verdienten 
Spargroſchen ſich das Fundament gegeben, wodurch fie die ganze Ge⸗ 
ſeliſchaft von den traurigen Pflichten entlaſtet haben, die nolhwendig 
da eintreten müſſen, wo keine ſolche Kaſſen exiſtiren. Was die Kaſſen 
der ſontaldemokratiſchen Arbeiterpartei betrifft, fo unterliegen auch fie 
der öffentlichen Rechnungslegung und müſſen zu den Zwecken der 
Krankenpflege verwendet werden. Mehr kann man nicht verlangen. 
Man bricht mit dem Prinip der Selbsthilfe die Stütze der Sozial- 
demokratie, welche auf die Zeit der Arbeitsloſigkeit ſpekulirt. Für mich 
und meine Freunde iſt die Verwerfung deß $ 6 gleichbedeutend mit der 
Verwerfung der in ſo glücklicher Weiſe begonnenen Hilfskaſſen und 
wir würden eine Einlenkung in dieſen Pfad lebhaft bedauern. Hören 
wir auf die von der Regierung bisher ſo protegirten auf dem Prinzip 
geſunder Selbſthüfe beruhenden Beſtrebungen der Arbeiter zu unter ⸗ 
Fügen, fo machen wir die preußiſchen Gewerksvereinekaſſen todt und 
Preußen ift mehr als die Hälfte des ganzen Deutſchland. Die Reme⸗ 
dur ee einen ſolchen Schlag würde der preaßiſche Landtag zu ſchaf⸗ 
fen haben, während der Reichstag die partikularen Geſetzgebungen in 
richtige Bahnen lenken ſollte, und eine ſolche Remedur erwarte ich 
eventnell vom preußiſchen Landtage. (Beifall links.) 

Abg. Jacob wendet ſich gegen die Ausführungen des Bundes: 
kommiſſars. Der Anſchluß an den Verein ſei der allein richtige Bo 
den für das Hilfskaſſenweſen, da die beſtehenden Hilfskaſſen eben 
dem Vereins leben ihren Aufſchwung verdanken. Sollte die Erfahrung 
lehren, daß man mt dem Vorſchlag der Kommiſſion wirklich auf eine 
gefährliche Brücke getreten ſei, fo würde in der nächſten Seſſion immer 
noch Zelt zu einer Abänderung ves Geſetzes fein. 

Abg. Weſter mayer iſt ebenfalls gegen die Wiederherſtellung 
der Regierungsvorlage, deren $ 6 nach dem Urtheil der gewiß konſer⸗ 
vativen lutheriſch⸗ evangeliſchen „Kirchenzeitung“ den Stempel des 
ſchwärzeſten Konſervatismas trägt und zweifellos dazu beitragen müßte, 
die freien Kaſſen zu vernichten 

Abg. Thiel bekämpft vorzüglich das Amendement Grumbrecht, 
was bie Bisziplin der freien Vereine, damit aber dieſe Bildungen 
ſelöſt unterbilden und den ſozialen Konflikt nur verſchärfen müſſe. 

Abg. Duncker empfiehlt ſein Amendement, welches ſich von dem 
Bebel'ſchen nur durch die beſſere redaſtionelle Faſſung unterſcheidet, 
auf dem Boden der Kommiſſionsvorſchläge ſietzt und diefe nur in 
zweckmäßiger Weiſe ergänzt, während das der Regierunge vorlage am 
nächten flehende Amendement Grumbrecht bei allen Arbeitern die 
Empfindung ſchuetdenden Unrechts und ungleicher Behandlung gegen⸗ 
über den Arbeitgebern bervorruſen müſſe. Eventuell ſei immer noch 
dem Amendement Moufang der Vorzug zu geben, ſofern ſich eine Faf⸗ 
fung dafür finden laſſe, welche dem Richter einen beſtimmten Anhalt 
beiliglich ter Höhe des von dem Ausgeſchloſſenen zu beanſpruchenden 
Schadenerſatzes giebt. Die 3, 6 und 15 der Regierungz⸗ 
vorlage würden im Zuſammenpange den Staatsanwälten die beſte 
Handhabe gegen das Vereinsweſen geben, gleichzeitig aber den Ver⸗ 
einen die Mittel entziehen, eine gefunde Organifation herbeizuführen, 
welche es ihnen endlich ermöglicht, Matt agitatoriſcher Zwecke, wirklich 
vie Verbeſſerung ihres Looſes zu erſtreben. 


Bundesbevollmächtigter Miniſter Dr. Achenbach: Die Ausdeh⸗ 
nung der Debatte über die 88 6 und 15 beweiſt, daß es ſich hier um 
einen Kernpunke des Geſetzes handelt, die verbündeten Regierungen können 
Ihnen die Verſicherung geben, daß fie denſelben nicht weniger ruhig 
erwogen haben, als dies in Ihrer Kommiſſion und auch heute von 
Seiten des Reichstages geſchehen iſt. Es geziemt ſich deshalb wohl, 
ruhig und rückhaltlos in aller Kürze die Gründe anzugeben, welche 
uns veranlaſſen, an der Faſſung der Regierungsvorlage feßtzuhalten. 
Die Regierungen find nicht weniger als Sie beſtrebt, das Wohl der 
Arbeiter zu fördern, aber ſie können ſich daneben der Ueberzeugung 
nicht verſchließen, daß der Geſetzgeber, der im Begriff ſteht, gewiſſe 
Kaſſen mit Privilegien auszuſtatten, ſich zu fragen hat, wem er dieſe 
Priviſegien ertbeilt. Es kommt dazu, daß in demſelden Geſetze die 
Arbeiter unter Umſtänden gezwungen worden, ſich einer ſolchen pri⸗ 
vilesirten Kaſſe anzuſchließen. Es fragt ſich: wie find dieſe Kaſſen ber 
ſchaffen? Alle Gegner des 8 6 erklären, das Kaſſenweſen fer die letzte 
Blüche des Vereinsweſens; werde es von letzterem abgetrennt, fo uns 
terbinde man damit ſo zu ſagen ſeine Pulsadern. Sie verweiſen auf 
das Mittelalter, in welchem das Kaſſenweſen nur im engſten Anſchluß 
an korporative Verbände beſtanden hat. Die Richtigkeik dieſer That 
ſache ift nicht zu befreiten; aber es war auch nach damaligem Rechte 
gewiſſermaßen eingeführt in dieſe korporativen Verbände, z. B. die 
Zünfte und geiſtlichen Vereine. Wollte man hier dem Rechnung ira 
gen, o hättemankeinen anderen Weg gehen dürfen als denjenigen, welchen 
der Abg. Schultze Delſtzſch vor einigen Jahren einſchlagen wollte, als 
er ſeinen Entwurf eines Vereinsgeſetzes einbrachte. Die Kommiſſion 
dieſes Hauſes, wilde ſich mit demſelden beſchäftigte, gelangte zu dem 
Relultate, daß man politiſchen und anderen Vereinen, die agitatoriiche 
Zwecke verfolgen, z. B. Strikevereinen, die Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon nicht zuerkennen dürfe. Was wäre nun das Reſultat der Ber 
ſch ſſe Ihrer Kommiſſion? Indem die Kaffe zur juriſtiſchen Perſon 
erklärt wird, erhält immanent der mit ihr in Verbindung ſiehende 
Verein juriſtiſche Perſönlichkeit und zwar ohne jede Prüfung ſeiner 
Organisation und feiner Zwecke, Aber das if noch nicht das Gefähr⸗ 
lichſte. Sie zwingen zugleich den Arbeiter, einem ſolchen Vereine bei⸗ 
zutreten, ohne ihm die Möglichkeit des Wiederaustritts zu gewähren. 
In der heutigen bewegten Zeit wird man auch wenn man von jedem 
Parteiſtandpankte abſieht, nicht beſtreiten, daß dag heutige Vereins⸗ 
weſen Auswüchſe nachweiſt, die die unbedingteſte Verurtheilung ver ⸗ 
dienen, und welche durch die Kommiſſionsbeſchlüſſe in die Lage kom ⸗ 
men würden, die Privilegien des Geſetzes auszubeuten. Es wäre eine 
klägliche Rolle, wenn der Staat einer ſolchen Eventualität woffenlos 
gegenüber ſtehen ſollte. Es wäre demgemäß unter Umſtänden ein per⸗ 
hänznißvoller Schritt, den Vorſchlägen ihrer Kommiſſton zu folgen, 
ganz abgeſehen davon, daß der Zwang zum Beitritt der Freizügigkeit 
widerſpricht und auf den Arbeiter einen Druck ausübt, nicht unähn⸗ 
lich dem Gebundenſein an die Scholle. Wenn Ste die Regierungsvorlage 
mit Ruhe prüfen, ſo werden ſie finden, daß den verbündeten Regie⸗ 
rungen nichts mehr fern gelegen hat, als ver freien Entwickelung des 
Vereinsweſens entgegentreten, oder die Intereſſen zu gefährden, für 
8 der Abgeordn. Duncker ſo eben mit folder Lebhaftigkeit eingetre- 

en iſt. 

Abg. Dr. Haenel: In dem Augenblick, wo es zuläſſig iſt, gegen 
den Willen eines Vereins beſtimmte Mitglieder feiner Kaſſe zuzufüh 
ren, würde in der That der alte Zuſammenhang zwiſchen Verein und 
Kaſſe und alle die ſegensreichen daraus hervorgegangenen Wirkungen 
zernört werden. Hier, wo es 1 um Krankenbeiträge, um Leiſtungen 
von geringem Umfange handelt, bedarf vor Allem des helfenden Ban⸗ 
des der . loſſen Sie, wie es die Regierungsvorlage 
will, an deſſen Stelle den privatrechtlichen Egoismus treten, fo ſpren⸗ 

en Sie damit ſenes Band überhaupt. Sie ignoriren das genoſſen⸗ 
chaftliche Primip, welchez in den Mitgliedern der Arbeiterkleſſe den 
Sinn für Ordnung und Ueberlegung erziehen ſoll. . 

Abg. Bebel weiſt auf den Widerſpruch hin, der darin liege, daß 
man durch die Regterungsvorlage die Arbeiter vor dem Terrorismus 
der ſozialdemokratiſchen Vereine ſchützen wolle, während die Petitionen 
aller Arbeiter ohne Unterſchied der Parteiſtellung ge zen einen ſolchen 
Sa gasteflisen, 3 . Be 7 3 he 0 

aus mit großer Majoritä allen denjenigen Punkten abgele 

wo nicht das edürfniß einer erbekung unf Grund thatſächlicher Er 
fabrungen nachgewieſen war. Im vorliegenden Falle beſchränle ſich 
die Regierung ohne auch nur einen Schatten von Thatſachen anführen 
zu können, in den Motiven auf die allgemeine Bemerkung, daß die 
Betheiligung an Arbeiteeinſtellungen ꝛc. erpreßt werden „könnte.“ 
Mit einer ſolchen Art von Begründung komme man freillch zu wun⸗ 
derlichen Konſeguemen (Sehr richtig! links); auf ſolchem Wege provo⸗ 
zire man muthwilig die Arbeiterklaſſen. Wenn man dieſen ein fo 
offen ausgeſprochenes Mißtrauen entgegentrage, ſo dürfe man ſich 
nicht darüber wundern, wenn die Arbeiterklaſſen der Regierung kein 
Vertrauen zeigen, denn Mißtrauen erweckt Mißtrauen. Nicht in ein⸗ 
ſeitigem Partei Intereſſe, ſondern im Intereſſe aller Arbeiter wünſche 
er eine Beſſerung der Vorlage, denn für die Sozialdemokratie ſei das 
ſchlecteſte Geſetz das beſte. 

Handelöminifter Dr. Achenhach weiſt darauf bin, daß es der 
Regierung unmöglich ſei, beſtimmte Thatſachen zur Motivirung ihrer 
Vorlage anzuführen, da es ſich de lege ferenda handele, man alfo 
über die Folgen einer künftigen Geſetzarbung immer nur Vermuthun⸗ 


gen aufſtellen könne, die ſich auf Erfahrungen auf anderen Gebieten 


tligen, Ein Mißtrauen gegen die Arbeiter hege die Regierung nicht, 
wohl aber ein berechtigtes Mißtrauen gegen deren Führer. 

Referent Dr. Oppenheim: Ich kann nicht zugeben, daß der 
Regterungsvertreter das Schidial des Geſetzes von der Annabme des 
$ 6 der Regterungs vorlage abhängig gemacht bat, und ich muß zu⸗ 
geben, daß die von demſelben geübte Interpretation dieſcs Paragra- 
phen mich und viele andere Kommiſſtonsmitalieder ihrer Elaſtizität 
wegen Üüberraſcht hat. Es läßt die Faſſung der Regierungsvorlage fo 
viel Auslegungen zu, daß ein Theil derſe ben auch unter die unſrige 
fällt. Wenn die Regierung unſerem Antrage gegenüber etwas Be⸗ 
ſtimmtes will, fo kann fie es noch in dritter Leſund formuliren. So 
ſehr ich die ſympathiſchen Aeußerungen des Miniſters Achenbach über 
die Vereinsbeſtrebungen anerkenne, fo weit ich doch nicht welche Ver, 
eine er für berechtigt hält, welche nicht. Eine Lücke haben auch wir 
in dem Mangel eines Vereinsgeſetzes gefunden, und wenn wir Zeit 
hätten, mit dem Hüffskaſſengeſetz zu warten, fo wäre es allerdings er⸗ 
ſprießlich, erſt das Vereinsgeſetz zu machen. Der Miniſter bat vor 
der Bereinsbildung dethalb gewarnt, weil fie die Freizügigkeit be 
ſchränke ( — aber die Tendenz der Vereinsbildung geht dahin, die 
Freizügigkeit aufrecht zu erha ten und die Lokaliſirung der Kaſſen zu 
verhindern. Wenn der Herr Bundeskommiſſar ſich gegen unſere 
Faſſung des $ 6 auf das Gutachten eines Verſicherungstechn kers he; 
ruf, welcher erk ärt hat, daß dieſe oder jene Vereinskaſſe nicht ſolvent 
ſei, fo beweiſt das gar nichts, denn darin ſinpd die Verſicherungs⸗ 
techniker ziemlich einig, keine Kaſſe ohne Weiteres für folvent zu 
erklären. Die Lebenszfäbigkeit hängt ab von tem in ihnen herrſchen⸗ 
den genoſſenſchaftlichen Geift; tödten Sie dieſen, jo machen Sie die 
Kaſſe infoivent. Daß die In nungs kaſſen nicht ſolvent find, iſt 
nichts Neues. Die Innungskuſſen, meiſtens Zwangskaſſen, haben ſich 
überlebt, wollen wir lebens fähige Bildungen abwarten, fo müſſen wir 
dieſe der gegenwärtigen Weltordnung mehr anpaſſen. Wenn der 
Abg. Bebel auf die Ablebnung der Strafgeſetznovelle hingewieſen hat, 
fo bemerke ich, daß das Haus die Befummungen derſelben nicht abge⸗ 
lebnt hat wegen Mangel an Beweiſen für die Nothwendigkeit einer 
Hülfe gegen die ſoziallſtiſchen Agitotionen, ſondern wei wir von 
ſoſchen „Altweiberrezepten“ feine Hülfe erwarteten. Daſſelde iſt auch 
bier der Fall. Von dem Verbieken der Vereine können Sie gewiß 
keine Hülfe erwarten, ſondern Sie müſſen vie Dinge großartiger 
faſſen. Geben Sie freien Spielraum und ſeien Sie überzeugt, daß 
die ſozialiſuſche Parte. bei allen Hülfekaſſen Deutſchlands eine ver- 
ſchwindende Minorität bi det. £ a 

Bei der Abſtimmung wird hierauf der 8 6 in der Faſſung der 
Kommiſſionsbeſchlüſſe, und ſodann nach Ablehnung des Amendements 
Moufang (dafür das Zentrum und die Sozialiſten) und des Amende⸗ 
ments Duncker (dafür die Fortſchritte partei, das Zentrum und die Sp» 
sialiften) der 5 15 mit dem Amendement Grumbrecht angen om⸗ 
men Die Annahme des Amendements Grumbrecht erfolgte bei Zäh⸗ 
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kung mit 121 gegen 120 Stimmen und dag Ymcndement Bebel wat 
Gunſten des 


Beginn des Rechtes auf Unterſtützung und vom Ausſchß 
der Unterſtützung handelt. a 


des Referenten vertagt jedoch das Hens um 4¼ Uhr die weitere 


nacht hatte, weil er jetzt für die Vorlage eintrete Abg Dr 
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mendements Duncker zurückgezogen. * 
Die Berathung wendet ſich hierauf — 8 7 zu, welcher von 


Nach den die Kommiſſionsbeſchli je befürwortenden Bemerkung 


batte bis Abends 77 Uhr. 


Yarlamentarifde Nachrichten. 


In der letzten Montagsſitzung des Reichstages wendete ſich ri 
der Debatte über die Hülfekaſſengeſege der Abg. Dr. Oppenheim 


einigen kurzen Bemerkungen gegen die Ausführungen des Abg. Well 
mager, welcher ihm, unter 9 aller feiner früheren, gegen “ 


Kaſſenzwang gerichteten Schriften den Vorwurf der Inlonfequend d 


heim lehnte dieſen Vorwurf ab, indem er darauf hinwies, DaB her 

gerade durch die Annahme des Geſetzentwurfs die freien is 
während bei A en der Vorlage nur die Ziwangefa en ü 
blieben. Dieſe letzte Argumentation tragen wir als Ergänzung uu 
res Berichtes hiermit nach. | 
* Bon dem Präſidenten v. Forckenbeck wurde in der SI 
vom 1 Februar eine von dem Abg. Liebknecht an dem En 
der Strafgeſetznovelle geübte Kritik als ungehörig genügt. Na 
ſtenographiſchen Bericht lauten jene Aeußerungen: Abs. Liebkneſ 
Sie ſelbſt haben ja ſoeben jene ſchmachvolle (nicht „unwür di 
wie unſer Bericht angab) Geſezes vorlage zurückgewi 
welche die Geſin nung zum Verbrechen flempeln wollte... P 
ſident: Oer Ausdruck ⸗ſchmachvolle Geſetzesvorlage“, gegen 
einer Vorlage des Bundesrathes gebraucht, iſt nicht in der Ordnm 
.. Eine Anzahl Juriſten des Reichstags hat ſich dahin weil 
digt, die in der zweiten Leſung der Sera Aae ** 
lehnten 58 4 und 5 in folgender veränderter Faſſung wieder en 
bringen: „ 4. Wegen der im Auslande begangenen Verbrechen! 
Vergehen findet in der Regel keine Verfolgung ftatt. Jedoch löl 
nach den Strafgeſetzen des deutſchen Reiches verfolgt werden: 
Deutſcher oder Ausländer, weicher im Auslande eine hochverrälhen 
Handlung gegen das deutſche Reich oder einen Bundesftaat, ode 
Münzverbrechen, oder als Beamter des deutſchen Reichs od 
Bundesſtagtes eine Handlung begangen bat, die nach den Geſet 
deutſchen Reiches als Verbrechen oder Bergehen im Amte an 
it; 2. ein Deutſcher, welcher im Auslande eine landesverrä 
Handlung gegen das deutſche Reich oder einen Bundesftaat od 
Beleidigung gegen einen Bundesfürften begangen bat; 3. ein Deu 
welcher im Auslande eine nicht unter Nr. 1 und 2 fallende Han 
begangen hat, die nach den Geſetzen des deutſchen Reiches als 
brechen oder als ein nach den Abſchnüiten 10, 12 16—23, 26 des 

ten Theiles ſtrafbares vorſätzliches Vergehen zu betrachten ift; 

Deutſcher, welcher im Auslande eine nicht unter die Ne. 1, 2, % 
lende Handlung begangen hat, die nach den Geſetzen des deu 
Reiches als Vergeben zu betrachten und durch die Geſetze des IM 
an dem fie begangen wurde, mit Strafe bedroht iſt; 5. ein Auslan , 
welcher im Auslande eine der unter Nr. 3, 4 fallenden Handluß 
gegen einen Deutſchen begangen hat. In den Fällen Nr. 3, 4 9 
die Verfolgung auch dann ein, wenn der Thäter bei Begehung 
That noch nicht Deutſcher war. — 5 5. Wenn in den Fällen des“ 
Nr. 3 der Thäter bei Begehung der That noch nicht Deutſchen 
und die Handlung nicht gegen einen Deutſchen degangen ift, oder“ 
ein Deuiſcher oder Ausländer eine der in 5 4 Nr. 4 bezeich “ 
Handlungen begangen hat, fo iſt das ausländiſche Strafe 1 
wenden, ſoweit dieſes milder iſt. Auch bleibt in dieſen Fälle“ 
Verfolgung ausgeſchloſſen, wenn 1. von den Gerichten des Aus 
über die Handlung rechtskräftig erkannt und entweder eine Frl 
chung erfolgt oder die ausgesprochene Strafe vollzogen; 2. die E 
verfolgung oder die Strafvollſtreckung nach den Geſetzen des MW 
der nach den G 


des 1 oder die Strafe erlaſſen; oder 3 8 

des Auslandes zur Verfolgbarteit der Handlung erforderliche 
N ellt W e 

* 5 2 


Verletz N icht geſtellt . 


Brief- und Zeitungsberichte. 
Berlin, 3. Februar. 9 
— Wie verlautet, iſt ein Entwurf eines Geſetzes über die 
terſtützung der Familien der zum Dienſt einbe 
Reſerven⸗ x. Mannſchaften ausgearbeitet worden und #% 
Vorſtation durchla iſen, wird aber wegen des nahe bevor 
den Schluſſes des Reichstages nicht mehr in der laufenden G 
zur Vorlage an denſelben gelangen. Dagegen ſoll, wie ver, 
wird, in den nächſten Tagen dem Reichtage noch ein Geſetzentwi ik 
Berathung und Beſchlußfaſſung zugehen, durch welchen gleicht, 
Juſtizkommiſſton, auch die Konkurs Ordnungs⸗ 
miffion für permanent bis zur Eröffnung der MENT 
Seſſion erklärt werden fol. Die Mitglieder der Konkurs Oro 
Kommiſſion follen jedoch keine Remuneration für ihre Thätigle 
halten. Dieſem Geſetzentwurf liegt, wie die „Voſſ. Ztg.“ auefühnge 
eigentliches ſachliches Bedürfniß nicht zu Grunde, denn die zwe 
fung der Konkarsordnung kann ſehr wohl auch bis zur nächſien % 
ſion aufgeſchoben und ſodann in wenigen Tagen erledigt werbe 
gegen zwingen formale Gründe zu einer Permanenz ⸗Erklärum “ 
Konkursordnungs Kommiſſton, da dieſelbe bis zum Schluß der #4 5 
wärtigen Seſſion den Entwurf nicht erledigen und ſomit die biin 
Berathung des Entwurfs nutzlos wird. Denn die vom Reich slabg 
Beginn der nächſten Seſſton zu erwählende neue Kommiſſion u 
ſelbſt wenn fie aus denſelben Mitgliedern beſtände, welche der 1% 
Kommiſſion angehören, die Beratung de? Entwurfs ganz von 
wieder beginnen müſſen. Die Kommiſſion wird demnach, da vo 7 
ſichtlich der Reichstag ihrer Permanenzerklärung feine Zuftin 
geben wird, im Laufe nächſten Tage und ſodann vielleicht k 
Wiederbeginn der nächſten Seſſion die Vorberathung des Kü 
ordnungs⸗ Entwurfs beendigen. 5 
— Auf den Vorſchlag ihres Vorſitzenden, des Geh. Obe A 
rungeraths v. Möller, hat die Delegirtenkonferenz der SCH 
ſtaaten, oder wie der „Reichsanzeiger“ ſagt, die Kommiſſion Kg 
Unterſuchungsverfahren bei Seeunfällen beſchloſſen, über den if 
und die Ergebniſſe ihrer Beratbung Stillſchweigen zu Dei 
unter dem Vorbehalte einer offiziellen Berichterſtattung nach! 
ſchluß der Berathungen. * 
— Wie wir aus der „Heſſ. M.⸗ Ztg.“ erſehen, hat die esl 
Regierung zu Kaſſel jedem derjenigen Zähler, welche für i f 
ſize Bemühung bei der Volkszählung am 1. Dezemder wal 
ſchädigung beanſprucht haben, eine Vergütung von je 5 N 
willigt. 9 8 0 of 
Dresden, 31. Januar. Vor länger i e 
ſehr ſtarken Exze ß, welchen ſich dr ee Ay 
newede hae zu Schulden kommen laſſen. Nach dem «ri 6" 


ift nun der Genannte in Felge einer d 8 1 
25 Heere ausgeſchieden. 3 Enufheöung 3 56h 


Nom, 31. Januar. Die „Nuova orina“ eibt 0 | 
„Wir wiſſen aus beſter Quelle, daß der een She siyl 
Keudell oifistell von der italienifchen Regierung die ih 0 

Ou 


rung des Grafen Arnim der, wie mau weiß, 1 
geflüchtet, verlangt hat. Die Regierung hat darüber das 


A 


2 re 


Staatsrathes eingeholt, welcher darauf antwortete, daß man in 
77 U 

Auslieferung nicht einwilligen könne, 5 es ſich in dieſem Falle 

erurtheilung politiſchen Charakters handle.“ — Die 
„Kommiſſion für die Uaterſuchung der ſiciliani⸗ 
cen Zuſtände, welche, wie geſtern telegrapbiſch gemeldet, ihre 
ndreiſe auf der Inſel beendet hat, bat ſich, wie die „Gazetta di 
lermo“ mitteilt, dahin entſchieden, zum Ausbau des Eifenbahnneges 
ieilien, zu welchem die vom Parlamente bewilligten Summen 
kahn aus reichen, die Verwendung der Einkünfte ſolcher Woblthätig- 
ſprechen falten vorzuſchlagen, welche ihrem Zwecke nicht mehr ent 

n. 


— 


Lokales und Provinzielles. 
Poſen, 4 Februar. 


; Der von dem alten und befeſtigten Grundbeſitz des Land- 
kale zirt Gneſen präfentirte Kandidat von Brzeski auf Jab! 
00 iſt auf Lebenszeit in das Herrenhaus berufen worden. 
Dem Oberpoſtrath Bauer, welcher zum 1. April d. 
au den Ruheſtand tritt, ift als Anerkennung für feine langjährigen 
gen Dienſte der rothe Adlerorden 3. Klaſſe mit der Schleife ver⸗ 
en worden. 
r Der Magiſtrat und die Stadtverordneten der Stadt Poſen 
Wen aus Anlaß des bedeutenden Schadenerſatzes, zu dem die Stadt⸗ 
meinde Poſen auf Grund des ſogenannten Tumultgefetzes vom 
1 März 1850 für die von Tumultuanten am 22. März 1871 (Hö nigs 
Aburtstag) verübten Zerſtörungen verurtheilt worden ift, folgende 
IR tition, betr. die Aufhebung jenes Geſetzes, an das Abs 
ordnetenhaus gerichtet, welche gegenwärtig behufs Anſchluſſes 
die Magiſtrate zahlreicher anderer Städte überſendet wird: 
„Hohes Haus der Abgeordneten! Durch einige rechtskräftige Er⸗ 
ſeuntniſſe iſt die Stadtgemeinde Poſen verurtheilt worden, Schadener⸗ 
N dat zu leiſten für diejenigen Zerſtörungen, welche von Tumultuanten 
Dude März 1871 gele entlich der Illumination zur Feier von Königs 
Fburtstag verübt worden find. — Die Motivirung des Rich terſpruchs 
ker Inſtan wonach die Gemeinde in Konſequenz des Geſetzes vom 
& März 1850 in Betreff des bei öffentlichen Aufläufen verurſachten 
1 adens nur dann für erſatzpflichtig zu halten iſt, wenn ihr eine Ver 
uldung bei der Abwehr des Schadens zur Laſt fällt, iſt, wie die dei⸗ 
* gte Ausfertioung des Erkenntniſſes des k. Appellationsgerichts hier · 
ft, vom 15. Mai 1874, ergiebt, für ungerechtferugt erachtet worden. 
0 der Das k. Ober: Tribunal hat die eingelegte Nichtiakeitsbeſchwerde, wie 
N Ei Beſcheid vom 15. Februar 1875 ergiebt, zurückgewieſen. — Die in 
Mi oben allegirten Ausnahme» Gefeg unzweifelhaft liegende Härte 
* lebt uns zu folgender Vorſtellung Anlaß: Hervorgegangen iſt das 
etz aus der Initiative der erſten Kammer, deren Kommiſſion die 
othwenbigkeit und Nützlichkeit eines ſolchen Geſetzes angeblich nach 


4 im S Einfluß } 
fort tande wäre“, den Schaden zu verhindern, fo fällt die Haftbarkeit 
Techige g F ıfter8 Theorie u. Praxis des heutigen gemeinen preuß. Privat 
für Y d I. S. 536) Darüber, daß in Poſen keine Zwangspflicht 
11 emeindemitglieder beſteht, Tumultuanten entuegenzutreten, 
j t einmal eine Befugniß cxiſtirt, bei ſolchen Gelegenbeiten 
° der Bürger aufzubieten, ıf kein Zweifel — Jenes Geſetz 
Zeit feiner Entſtehung nach, die Bürgerwehren oder Sicher 
1 Polizei n im Auge. In dem hier vorliegenden Falle war es der 
Beinen 5 di Poſen nicht gelungen, die Beſchädiger aus einander zu 
derdient nogſenn zu halten Die Stadt ſelbſt halte keine Macht. Es 
ot en! 85 hervorgehoben zu werden, daß eine große Anzahl Sol 
Ait in erbindung mit der deutſchen Bevölkerung, ihrem Unmuth 
machte, weil die polniſchen Gaſthofbeſizer und Geſchäftsinbaber 
dieſem feſtlichen Abend in unpatriotiſcher Weiſe mit dunkeln 
’ anſtern demonſtrirten. Die Kommune ſollte aber nur dann haftbar 
dea, wenn Ne nich nachweiſt, daß es nicht in ihrer Macht lag. die 
gangene Gewaltlhäligkeit zu hindern. Dies iſt auch ein in der öſter⸗ 
Shen Gemeindeordnung ausgeſprochenes Prinzip. — Artikel I. der 
de,. April 1848 vom Herzog Eruſt zu Sachſen Coburg und Gotha 
u. benen Verordnung lautet: „Wenn in einer Gemeinde bei einem 
N focht oder überhaupt durch eine Mebrheit von Perfonen, die ſich 
2 ur ober Anzahl und unter ſolchen Umſtänden zuſammengerottet, daß 
A, Wiederberſtellung der öffentlichen Rabe und Ordnung die ordent' 
denn Bmangsträfte der Obrigkeit nicht zureichend gewelen find, oder 
E i hrer Anwendung vorausſichtlich nicht zur 
hend geweſen wären, öffentliches oer Privat⸗Eigenthum be» 
crit wird, fo find fämmtliche Bürger ſchuldig, den Schaden mittelſt 
zu r zum Theil nach Köpfen, zum Theil nach Maßſtab der direkten Steuern 
uu b achenden Umlage (von der nur die Beſchädigten ſelbſt frei bleiben) 
\ Vororgüten. Die Haſtpflicht der Gemeinde hat alſo auch hier zu einer 
deg dusſetzung die, daß die Stadtgemeinde auch die Poſnei Obriak it 
N aug Oiies iſt, ein Umſtand, welcher, wie oben ausgeführt worden, 
verdi Sünden der Gerechtigkeit und B. lliokeit volle Beachtung 
np nt. — Ferner iſt in Braunſchweig vom Tumultgeſetz fol 
f dem Beſtimmung auch in die Städteordnung übergegangen, nach 
Mit Grundſatz den bei einem Auflauf entſtandenen Schaden 
8 8 un zu müſſen, aufzeſtellt worden iſt (8 170, VIII. Abſchnitt): 
AU ie zuſammengeroftete Menge, durch welche der Auflauf ver: 
8 wird, nicht aus Mitgliedern der Gemeinde befteht, fondern er⸗ 
den, J aus anderen Orten bergekommen iſt, und die Einwohner 
es Eemeinde außer Stande waren, die Beeinträchtigung 
welcher enthums zu verhindern, fo findet $ 168 auf die Gemeinde, in 
rde die Beeinträchtigung verübt ift, keine Anwendung $ 173. 
inen Betrag der zu zahlenden Eantſchädigungen für einzelne 
i der unverbältnigmäßig boch ausfallen, fo ſoll denſelben, falls 
r Staatsbehörde nachzuweiſen vermögen, daß fie nicht im 
ae defen find, den Schaden abmwenden, aus GStaatsmitteln 
zu Hilfe gekommen werden“ Das erſte Exkenntniß, we ſches 
in eren uffaſſung jenes Ausnahmegeſetzes Geltung verſchaffen 
jedoch beſeitigt; und nachdem in einer Sache bereits der 
enpruch ſeitens der S adtgemeinde Poſen bezahlt iſt, fo fehen 
amd) ſeite 9 
U Unterzeichneten ſich veranlaßt, die geſetzgebenden Fakto⸗ 
das hohe Haus wolle demnach die Härten der preußi⸗ 
9. welche aus 88 1 und 2 des Geſetzes vom 11. März 
een ſei es durch Antrag auf Aufhebung des Geſetzes 
es durch zweckentſprechende Amendirung des 8 2 nach 
eitigen.“ m Eingang dieſer Petition Vorgetragenen geneigteſt 


Bei : 8 
eigefügt in dieſer Petition das Erkenntniß des hieſigen königl. 


r. 


Appellalionsgerichtes vom 15. Mai 1874, durch welches das Erkennt⸗ 
niß des kal. Kreisgerichtes 2 Poſen vom 25. Oktober 1871 dahin ab» 
geändert worden ist, daß Verklagte (die Stadtgemeinde Poſen! ſchuldig, 
den dem Kläger (damaligen Hotelbeſitzer Oehmig) am Abend des 22. 
Mär; 1871 im Gebäude des Hotel de France durch Werfen, Schlagen 
und Stoßen mit Steinen an deſſen Mauern, Fenſtern und Thüren ꝛc. 
zugefügten Schaden zu erſetzen und die Sache zur Feſtſtellung der 
25 1 des Schadens und behufs anderweiter Entſcheidung über den 

oſtenpunkt in die erſte Inf an zurückzuweiſen, von den Koſten der 
zweiten Inſtanz aber die gerichtlichen jedem Theile zur Hälfte aufzuer⸗ 
le;en, und die auß ergerichtlichen gegen einander aufzuheben. 

— In Pawlowo (Kr. Gneſen) hielt am 29. v. M. der Diſtrikts⸗ 
Kommiſſarius von Schwarzenau (Cierniejewo) auf Requiſitton der 
Staatsanwaltſchaft zu Gneſen, eine Haus ſuchung bei dem Propſte Dr. 
Wartenberg ab, deren Zweck die Auffindung des Konzepts jener Rede 
war, welche der genannte Geiſtliche am 16 v. M. in der Volksver⸗ 
ſammlung zu Schwarzenau gebalten hatte. Das Konzept der Rede 
wurde nicht gefunden, nur dasjenige der Reſolution die von der Voiks⸗ 
verſammlung angenommen worden war. 

E In Bromberg hat das ſchwediſche Damen Quartett 
für den 5. b. M. ein Konzert angekündigt. 

ES Frauſtadt, 3. Februar. [Unfer Abgeordnete zum 
Reichstage,] Herr von Puttkammer, fol erſucht worden fein und 
ſich bereit erkärt haben, den Wählern einen Rechenſchaftsbericht über 
feine bisherige Thätigkeit zu erſtatten. So fehr wir uns Glück wün⸗ 
ſchen können, durch eine Kapazität wie Herrn von Puttkammer ver 
treten zu ſein und ſo lebhaft wir wünſchen, daß derſelbe ſeinem alten 
Wahlkeeiſe erhalten bleibe, würde ein Beſuch des Herrn Abgeordneten 
ſehr am Platze fein um gewiſſen Elementen gegenüber den Vorwurf zu 
widerlegen: Herr von Putikammer kümmere ſich zu wenig um die In ⸗ 
tereſſen des Kreiſes und um ſeine Wähler. Andeutungen dieſer Art 
ſind mehrfach gemacht worden und würden bei der neuen Wahl- Kam⸗ 
pagne vielleicht in's Gewicht ſallen ſchwachen Leuten gegenüber, die von 
ihrem Abgeordneten „doch auch etwas baben wollen 


Staats- und Volkswirthſchaft. 


** Berlin, 3. Februar. In Folge der geſtrigen Lizitation find 
die 13.650.000 M. Stamm Priorttäts⸗Aktien der Oels⸗Gneſener 
Bahn zum Courſe von 31 pCt. in andere Hände übergegangen. 
Die „B. B. Ztg.“ bemerkt dazu: Es dürfte ſich hierbei freilich wohl 
zunächſt nur um eine fogenannte formelle Schiebung handeln, fo daß 
das hiermit zuſammenhängende Geſchäft über kurz oder lang voraus⸗ 
ſichtlich von Neuem an den Geldmarkt herantreten wird. 

** Ein klerikales Falliment. Das „Echo der Gegenwart“ 
ſchreibt aus Aachen vom 28. Januar: Die von dem Kaplan Cronen⸗ 
berg, dem Gründer des Arbeitervereins zum h. Paulus, in's Leben ge 
rufene „Baugeſellſchaft für die Arbeiterwohnungen, eingetragene Ge⸗ 
noſſenſchaft“, iſt durch Urtheil des hieſigen Handelsgerich tes vom ge 
ſtrigen Tage in Fallitzuſtand erklärt und der Tag des Eintritts der 
Zahlungseinſtellung proviſoriſch auf den 1. Januar feſtgeſtellt worden. 

* Paris, 3. Februar. Bankaus weis: 

Zunahme. 


Baarvorrathyy 19,668 000 Fres. 

Geſammt⸗Vorſchüſſe 1 846 000 

Notenumlauf 5 .. 19,943,000 
Abnahme. 

Portef. der Hauptb. u. d. Filialen 8 415,000 

Guthaben des Staatsſchatzes 18 075,00 ⸗ 

Laufende Rechn. der Privaten 4,958,000 


en London, 3. Februar. Bankaus weis. 


. 10,169 471 Pfd. St., Abnahme 310,291 Pfd. St. 
Notenumlauf 27,185 980 5 unahme 419,395 * 
Baarvorrath 22 355,451 Zunahme 109,10 
— euille 17,708,170 . unabme ‚847 . 

uth. d. Priv. 18.402.788 Abnahme 760.337 
do. d. Staats 5,126 610 5 unahme 300,155 . 
Notenreſerve 9.313,80 . bnahme 308,950 » 
Regierungs⸗ 


ſicherheiten 13 887.274 s Abnahme 701 686 
W 112 1 zu den ER 88 Woch 
earinghouſe⸗Umſa ionen, gegen die entſprechen oche 
des Vorjahres Abnahme 25 Mil. 5 


N vermiſchtes. I 


Von der Weichfel, 1. Februar. [Befürchtung vor Hoch⸗ 
waſſer.] Aus der Gegend an der oberen Weichſel laufen ſehr beun⸗ 
ruhigende Nachrichten ein. Man fürchtet allgemein eine große Ueber⸗ 
ſchwemmung, denn in den Karpathen liegt ſo tiefer Schnee, wie die 
älteften Leute ſich keines ähnlichen erinnern. (Br. 3) 

* Der däniſche Lieutenant Anker, von der Inſel Bornholm 
gebürtig, welcher die Düppeler Schanze Nr. 2 ſo beldenmüthig ver⸗ 
theidigte, iſt am 29. Jannar, 38 Jahre alt, geſtorben. Die Geſtalt 
Ankers iſt bekanntlich in den Reliefs des berliner Siegesdenkmals an⸗ 
gebracht. (N. Pr. Z.) 


Berantworllicher Revakteur. Dr. Jultus Waſner in Poſen. 
Für bas Folgende übernimmt die Redaktion eine Verantwortun; 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Veit, 3. Februar. Die Beerdigung Deal's hat heute unter allge⸗ 
meiner Betheiligung ſtattgehabt. Neben zablloſen Deputationen aus 
dem Lande und Theilnehmern aus allen Klaſſen der hieſigen Bevölke⸗ 
rung wohnten der Erzherzog Joſef und die Erzherzogin Klotilde, ſowie 
der Generaladjutant des Kaiſers, Baron Mondel, der Trauerfeierlich⸗ 
keit in Perſon bei. Der Präſtdent des Unterhauſes, Ghyezy, hielt am 
Sarge des Verforbenen eine ergreifende Grabrede. 

Paris, 2 Febr. Wie die „Agence Havas“ erfährt, werden die Frak⸗ 
tionen der Linken in der morgenden Sitzung der Permanenz⸗Kommiſſion 
keine Anfrage an die Regierung bezüglich der jünzſt ſtattgehabten Senato⸗ 
renwahlen richten, da ſie alle hierauf bezüglichen Interpellationen erſt 
in der neuen Deputirtenkammer einbringen wollen. — In mehreren 
Departements ſind den Miniſtern Buffet und Dufaure Kandidaturen 
bei den demnächſtigen Deputirtenwahlen angeboten worden. — Wie 
der „Agence Havas“ aus Rom gemeldet wird, hat der Papſt geſtern 
Abend den Kardinal Hohenlohe in Audienz empfangen. 

Kopenhagen, 2. Februar. Bei der heute in Neſtved ſtattgehab⸗ 
ten Wahl zum Folkething, welche ſehr erregt verlief, wurde der Kan⸗ 
didat der Linken, Rechtsanwalt Leth, wie 1247 Stimmen gewählt. Der 
Kandidat der Rechten, Bürgermeiſter Rump, erhielt 340 und der von 
den Sozialdemokraten aufgeſtellte Kandidat Gellff 75 Stimmen. — 
Die Prinzeſſin von Wales iſt heute Abend 8 Uhr von hier abgereiſt. 
Sämmtliche Mitglieder der königlichen Familie begleiteten die Prin⸗ 
zeſſin nach Korſör. Von dort begiebt ſich die Prinzeſſin, vom Könige 
begleitet, auf dem Poſtdampfer „Freya“, welcher von dem Panzerſchiff 
„Abſalon“ eskortirt wird, nach Lübeck. 

Belgrad, 2. Februar. Die Seſſion der Skupſchtina iſt heute 
Nachmittag durch ein vom. Miniſterpräſidenten verleſenes fürſtliches 
Dekret geſchloſſen worden. 


En 


Newyork, 2. Februar. An der atlantiſchen Küſte hat ein furcht⸗ 
barer Sturm gewüthet, durch den die Verbindung zwiſchen Newyork 
und Waſhington zeitweilig unterbrochen war. Die angerichtete Ver⸗ 
wüflung ift außerordentlich bedeutend. — Die von hieſigen Zeitungen 
gebrachte Nachricht von dem Einrücken cubaniſcher Inſurgenten in 
Cienfugos wird von amtlicher Seite als unbegründet bezeichnet. 

Waſhington, 2. Februar. Das Repräſentantenhaus hat das 
zu der Verfaſſung beantragte Amendement, nach welchem derſelbe Prä⸗ 
ſident der Vereinigten Staaten nicht zum zweiten Male wählbar ſein 
ſoll, mit 144 gegen 106 Stimmen abgelehnt. 


Berlin, 4. Februar. Der Reichstag vollendete in der geſtrigen 
Abendſitzung die zweite Leſung des Hilfskaſſengeſetzes. Bei den Para⸗ 
graphen 7 und 25 wurde die Regierungsvorlage ganz, bei $ 27 theil⸗ 
weiſe wieder hergeſtellt; 8 35 wurde geſtrichen, das Uebrige nach den 
Kommiſſionsanträgen genehmigt. Vizepräſident Haenel theilte mit, 
daß Präſtdent v. Forckenbeck telegraphiſch in die Heimath gerufen 
worden ſei. 

Varis, 4. Februar. Die Alfonſiſten halten Leſacca Echular de⸗ 
fest, die Carliſten Vera. Die Brüdenverbindung zwiſchen den Bidaſſoa⸗ 
ufern iſt durch die Carliſten aufgehoben. 

Verſailles, 4 Februar. Die Permanenzkommiſſton beſchloß, am 
24. Februar wieder zuſammen zu treten und die Formalien feftzuftellen, 
unter welchen die Uebertragung der Gewalten der Natjonalverſamm⸗ 
lung an die neuen Kammern erfolgen ſoll. 


Berlin, 4. Februar. Die Reichsbank ſetzte den Wechſeldiskong 
auf vier und den Lombardzins fuß auf fünf Prozent herab. 
(Privatdepeſche der Poſener Zeitung.) 


Felegraphiſche Vörſenberichte. 


Danzig, 3. Februar. Getreide⸗Börſe. Wetter: milde Luft, 
Nachtfroſt. Wind: W. 

Weizen loco wurde heute wieder ſchwach zugeführt. Käufer 
blieben aber uniuftig zum Kaufen wegen des geringen Angebols und 
find nur 90 Tonnen zu kaum behaupteten Preiſen gehandelt. Bezahlt 
iſt für Sommer- 130 Pfo. 182 M., 1 d. 183 M., blauſpitzig 
126 Bid. 180 M., glaftı 125 Pfo. 192, 126/7 Pfo. 194, 129, 130 Pfd. 
196, 197 M. bellöunt 129 Pfd. 198, 199 M, bochbunt alafig 130, 131 
Po. 202, 203 M. per Tonne. Termine ſehr rubig. April⸗Mal 199 
an. ba. ul 200 M. G., Juni⸗ Juli 203 M. G. Regultrungs⸗ 

rei 5 l 

2 Roggen loco unverändert, 125 Pfd. 149 M., 126 Pfd. 152 M. 
per Tonne bezahlt. Umſatz 10 Tonnen. Termine ſtill, April⸗Mat 
145 M. Br., Mai⸗Juni inländiſcher, 150 M. bez. Regulirungspreis 
144 M. — Gerſte loko große 108/9 Pfd. 140 M., beſſere 113/4 Pfd. 
155 M. per Tonne bezahlt. — Erbien koko Mittel- 158 M. per Tonne 
bezahlt. — Wicken loko galiziſche, 205 M. per Tonne bezahlt. — Spi⸗ 
ritus loko heute nicht gehandelt, 43½ M Br, 43 M. G. 


Bradford, 3. Februar. Wolle und Wollenwaaren. Wolle matter, 


Preiſe nominell, wollene Garne ruhig, wollene Stoffe unverändert. 


Fonds⸗Börſe. 
1. Februar, Nachm. Matt. Freiburger 79, Tor, 
KH. 239.28 »ersiötsd. 102. 75 
ünter 26, 75 8 kontob 
mäntier 26, 75. Breslauer ank 65 
50 ei. Bantv. 83,50. tyeritakiien 
Oberſchleſ Ei ii 

263.50 


17645 Piu, Dentnoten RE ak 88 75 
iſche Gant —. SBreßlawer Brov.⸗Wechelerßd — ua 
entralbahn — — Reichsbank 158,00. 

rt a. M., 3. Februar. Nachm. 2 Uhr 30 
papiere ſchwach, Anlazewerthe feſt. Privatdiskout 3½ pCt. 


SDreblau, 


(Schlußkurſe.]“ Lonsoner 2Bechſel 203,72. en e 28. 180 81,07. Wie⸗ 
m. . Lombar⸗ 


46: Wechſel 176, 40. Framoſen“) 261%. Böh 
enn) 98%. Galizer 171%. Eliſabetbbabn 144 
"zerttattien#) 167% Ruſſ. Bodenkr. 85%. Ru 
ente . Papierrente 60%. 1860er 
297, 80. amerikaner de 1885 

Zautverein 75 frankfurter 
Bark aktien . Meiniuger Jank 77. 
Dank 112% 


iger medio reſp. per ulttszo. 
RE . a 3 eg 1 ans 1922 175 
elitaktien Framoſen „Lombarden ; 17 
Eiiabetsbahn, e 18,30 1880 Schaden Rudolfs a 
— anier „ Ungar. Looſe —, do. Schatzbonds — 
deutsche Bank —. Silberrente —. Unentschieden ON 
Wien, 3 Februar. Die Nachricht von dem Vorgang bei 

1 5 der Kreditanſtalt in Prag verſtimmte. 5 5 = 
eiten bei derſelben vorgekommen find, 


den Betrag des Schadens iſt noch nichts bekannt. 

ei weg matt, Bahnen ſchwach. 3 8 Spieipapiere 
| apierrente 68, 75. Stlberrente 73, 85 188 er 

Looſe 106, 75 anlaltten —, —. Norbbain 1810. edit 


c 
188, 75. Frau ofen 295 00  Galister 195, 50 Nordweſtdahn 140, 20. 
20. Lit. B. 53, 00 London 114, 70 Bariß 25, 60. Baan! 80, 98. 
Böhm. Weſtbahn —, —. Kreditlooſe 161, 75 1860er Konfe 111, 00. 
Lomd. Slſenbahn 113 25 1864er Looſe 134, 20. Amionbank 73, 50. 
Anglo Aufir. 89, 80 Auſtro⸗türktſche —, — Napoleons 9, 19 Dis 
taten 5. 40. f Silterkoup. 104, 10 lifabethbzän 163, 00. Unaartfchs 
Brümzenanleihe 75, 00 Deutſche Reichs⸗Danknoten 56 67 Türkiſche 
Looſe 23, 25. Abends. Adendbörſe. Krepitattien 189, 70, 
ranzoſen 295, 75, Galiner 195, 00, Anglo⸗Auſtr. 90, 40, Untonbank 
50, Lombarden 113. 75, ungariſche Kredit —,—, Napoleons 9, 19. 
Egyptier ſteigend, 128, 50. Papierrente —, —. Türkiſche Loofe —, —. 
Zu niedrigen N ziemlich feſt. 
London, 3. Februar, Nachmit. 4 Uhr Lonſols 9% tal 
Fyroz. Rente 70%. Lomdarben 916, Zprz En en Pete td 2 


9716. proz. Lombarden⸗Prioruäten neue 9%. Spro: Nuſſen 
d Een aft de 1872 97%. Sie BIN. Turk Mnlake 08 
1865 196. 5 proz. Türken de 1969 23. 6 ccz. Bereinigt St. er. 
1885 105%. do. O proz. fundierte 105%. Oetker reich. Si 8 


64. Oetterreich Papꝛerrente 60%. 6 prozentige ungariſche 0 

bonds 9104. 6 prozentige ungaxtiee Schas bons f. Eon 8078. 

Spanier 19. Hproz. Gernoner 33%._ Wechſelnotirungen: Berlin 

20,0. „Danhure 3 ue e o a der d lee (Ben 
72. Pari Petersburg 307% 4. Aus der Bank 

11000 Pfd. Ster! Platzdiskont 3% pCt. floſſen beute 


New⸗cork. 3 Februar, Abende 6 Uhr (Schlußkurſe.] Höch 
13 En Londs 


ew⸗Pork 13 uminplle in New⸗ Orleans 12%. 15 5 
Raffin. Petrolense in ewe Hort 14%. do. Pötladelpzia LUX. Nes 
lahrswenen 1 D Mais (old ae 70 0 . 


Lomd rden 198, A 
0 
335,50 


M. Spiel- 3 


* 


5 


10214. Beutſch⸗Iſter reich. 5 
ra, Bis Gröfterreih. 89% Berliner 


14. 
bahn 
err. 


Daß Unvegelmäßtge 


| 


RENT 


» 
. ar ee 3 


2 
4 


. 
4 


| 


WENN STE eee 
4 % 1 * Wie 
5 > N 5 


2 Produßten-Börfe, 


Nr. 0 27. 28, Nr. 0 u 1 8550 2 Rn Roggenmehl 


: SW. Barometer 28. 4. Ther ad 


3 Februar. 
NR. — 
Weizen loke 


N Nu  Roggenmehl Nr. 0 23,50— 
Au, Nr 0 un. 1 21-1950 Rm. per 100 3 Sack 
er 0m 1 per 1½ Keilogr. 

N 


inkl. Sack per dieſen 
Febr.⸗Män do, März April do, Anrtı-Mat 


at 20, . z., 
20,90 20,85 b, Mai⸗Junt 20,95 bz., Juni⸗Juli 21 bi, Juli Auguft 
50 (B. u. 6-8) 


etroleum, lofo 140-1425 


Breslau, 3. Februar, Nas unttag? Spirttus pr. 100 Liter 


100 % er. Januar Februar 44, 00, Avpril⸗Mai 46,00, pr. Mais 


egultrungspreis 14,25 Mk, Febr. 1425 Mk. 


Offober 1215 M. B. 


Jum 46. 50, pr. Auguſt September 49 00. Weisen pr April Mai 
185, % Roages pr Februar 143 00 pr. April⸗Mai 147 00 pr 


Deal. Juni 148, 50, Runs pr. April-Maf 63, 00, pr. Mai⸗Juni 


64, 00, pr. September⸗Okloder 63, 50 Zink feſt Wetter: — 


Stettin, 3 Februar. [Amtlicher Bericht!] Wetter: Neblig' 
+2 M., Morgens — 1° Barometer 28 7. Wind: SW. 
Weizen etwas feſter, per Au Pd Info gelder 156—189 M, 


197,50 Mek. Br. u. 
204 We. Br. 


tet, per 200% Pfo 
fer ohne Handel. — 
B, September Oktober 290 Mek. B 


Neigung zu verkaufen vor, wenn 


Berlin, 3. Februar. Der Verkehr eröffnete trotz der feften Mel⸗ 


dungen von den weſtlichen Plätzen matt. Schon geſtern batte man 
von Unterſchlagungen bei der Prager Filiale der öſterreichiſchen Krebit⸗ 


anfalt geſprochen; fand man eine Betätigung dieſer Gerlichte 


weißer 180 195 Mt, Feübl. 193 50 193 191 Mk. bz, Mat⸗Jum 
Od. Juni-Juli 21 t. Br. u. Gd., Jult Auguſt 


1 u. Gd, — Roggen etwas feſter, der 00 Bid 
I 141145 M., inlänbiſcher 50 — 4 Mk., Frübfahr 144 bis 


Magdeburg, 2 Februar Weizen 170-204 Mk., Noggen I 
7⁵ Gerſte 180220 Mt, Hafer 170-180 Mr Alles 
a 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Voſen. 


Datz. Stande. Ten Wind. Wolken 


173 WSWo⸗1 
+ 92 SW 0.1 


g 


5014 t. b., Mat- Juni u Juni⸗Juli 144 50 Mk. bz. u. B 


144 ek. G., September Oktober —,.— M. — Ger ſte wenig beach ⸗ 
loko feine 360-165 Mk — Futter 125 145 Mt. 
— Hater ſtille, per ir Pfd. pr. Frühfahr 162 M. B. Erb⸗ 
Mats per 200 Pfd. loko 117 122 Mk. — 


Waſſerſtand der Warthe. 


#interrubien wenig verändert, per 2000 Pfd. . 314 Mk. 


B. u G. 
20 ip. lotet ohne Faß flü ſiges 66 Mt Dr, per Fehr 


vor, daß in den meiſten Papieren von einer Tendenz kaum die R 


in der ſchwachen Tendenz der Wiener Vorbörſe, und fah in dem De⸗ 
menti der Kreditanſtalt aus Wien keine 
ſelben. Im Uebrigen lag wenig oder keine Anregung 
dem keine beſonderen beunruhigenden Momente beta 
ſchienen ſämmtliche ſpekulative Gebiete matt. 
dann aber auch Laurahütte, 


ſein konnte. Einigermaßen belebt 


vor: aber trotz | Anhalter, Potsdamer und Halberſt 


Poſener und Gercs Plauen 
Handelsverein. Produkten⸗ 
bank einige Beachtung. B 
ſtill. Oranienburger chem 


Neben Krebitaktien zu⸗ 

Reiche bank und Dis⸗ 
ſenbahnaktien. Markt lag verhältniß⸗ 
ſtill. Im Allgemeinen herrſchte die 
Pomm III. rz. 100 5 
Pr. B-C H⸗Br. kd. 5 
do. unk. rückz. 110 


Pr C.-B. Pfob kd. 4 
do. unk rückz. 1105 
do. (1872 u. 740 47 98,50 b 

2 u. 700 101,00 


na ramoeſen ! 
konte 1e. ditantheile. Der Ei 


jedoch außerordentlich 


Fonds⸗ u. Aktien⸗Börſe. 
Berlin, den 3 Februar 1876. 
Prenziſche Funde und Geld- 


. 


Staats- Schldſch. 
Rut- u. Nm. S 


Od. Deichb. Obl 4 
Berl. Stadt⸗Obl. 4 


do. do 3 | 
Cöln Stadt⸗Anl. 4 
einprovinz do. 43 


Pfandbriefe: 
Berl 


ano 


Dram 
D 


SG 


— 
=. 


do. 5 
Landſch. Central 4 


5 15,00 b 1 
Gothaer Privatbank 4 90,00 8 Berlin Stettin 9 4 


Leipziger Creditbank 4 119,50 bz G 
do. eontobanf | 


agdeb. Privatbank 4 103,00 
Mecklenb. Bodeneredit 4 71,80 


S 


— 


Meininger Creditbank 4 77, 


Niederlau 
Norddeutſche Bank 4 123,00 
Nordd. Grunderedit 4 101,25 bz 
Oeſterr. Credit 4 


NN 
8 = 
S 


Oſtdeutſche Bank fr. 82,25 G 
ofener Spritactien. 4 35,00 G 
etersb. Discontobank 4 103,00 G 

do. Intern. Bank 4 98,25 bz G 


or 


do. 
Rentenbriefe: 


reuß. Bank Anth. 


= 
o 

— 
2 
1 


S 
* 


do. Bod Credit 


do. do. 5. 1866 Product. andelsbankt4 86,00 bz G | 


4 , 
G Rhein.⸗Naſſ. Bergwerk 4 | 88,75 . 


e On B. fr. 86,40 b 
Chemnitzer Bank⸗V. 4 77,00 9 Rhein.⸗Weſtfäl. Ind. 4 18,50 G 
Coburger Credit⸗B 4 64,00 G Stobwaſſer Lampen 4 57,50 
echslerbank 4 74,75 0 Anion Eiſenwerk 4 13.00 
Danziger Bank Ver. fr. 59,50 6, Unter den Linden 4 | 15,50 bz G 
113,00 G, Wäfemann Bau V. 4 33,25 bz 


2 Privatbank 4 


bö“ fefter, per Bofen, am 2. Februar 12 Uhr Mittags 1,94 Meter. 
5 3. 


März 65 M. 


gleich auch das Angebot recht drin ⸗ 
gend auftrat. Das Deckungsbedürfnitz, welches geflern vereinzelt ber⸗ 
vortrat, ſchien beute vollſtändig befriedi 
konnte nirgends die Rede fein. Ueberhorpt lagen ſo wenig Aufträge 


at und von Meinungskäufen 


erſchienen unter den Eiſenbahnen 
ädter, Chemnitz, Aue⸗Adorf, Halle 
Sorau- Gubener u. Hınnover Altenbeckener. Rumänen matt. Märktiſch⸗ 
feſt. Unter den Banken fanden Börfen- 
Hanbelsbank und Preußiſche Bodenkredit⸗ 
erawerke eſchäftslos. Induſtrie Aktien ſehr 
ſche, Weſtfäliſche Union, Pinneberger Union, 
Centralbk f Bauten 4 | 21,75 B Phönix B -A. Lit. B. 4 44, 
Centralbk f. Ind. u. H. 4 Her bz G Redenhütte 


Crefeld K. Kempen 


alle Sorau⸗Guben 
BR Altenbek. ö 


Magdeb. Halberſt. B. 
do do 


tädter Bank 4 112,00 bz G Weſtend (Quiſtorp) fr.] 5,70 bz G 
Zettelbank 4 94,70 bz [G Wiſſener Bergwerk 4 132,596 136 


auer Creditbank 4 12006 80 Wöpfert Nad 4 | 18,25 63 
f 


Landesbank 4 112, — 
4 78,40 bz B Eiſenbahn⸗Stamm⸗Aetien. 


Genoſſenſch. 4 90, B 95,506 Aachen Ma t 4 24,10 b 
gina 4 | 93,40 B Altona. Kiel 0 4 1110.00 bz 
cba e. | er iſch. Märkiſche 4 | 79,00 bf 
. do. Uatonbank |4 | 78,00 o Berlin Anhalt 4 105,75 65 8 
Disconto- Comm. 4 126,90 bz Berlin Dresden 5 20,00 bz 
baer Baut ern: | 7525 8 , Derlin Görlß ( 2900 65 8 
8 1 80 b & Berlin Hamburg 4 172,10 bg 


„Creditbanr 4 | 50,00 b © Berliner Nordbahn 4 
l. Potsd Ma 


othek. (Hübner) 4 126,00 bz [G 50 b 

Burgen, Verena | 79,60 bz & 60 bi 

N ee = 

ey) Poſener 22,90 bzG 

Magd. Halberſtadt 4 

1 9 zig 
0. 


95, 
95, 
1 


) bank 4 70 
einsbant 4 760 
do. Wechſelbank 4 67,75 


N 


Hypoth. Bank 4 71,75 8 Alpe 


Münſter⸗Hamm 

Niederſchleſ.-Märkiſch 4 98,50 

Nordhauſen Erfurt 4 31,90 bz 

Oberſchl Litt. A. u. O. 35 138.90 bz 
do. Litt. B. 

do. Litt E. 

Oſtpreuß Südbahn 


S SSS S 


00 
Hypothekenbk 4 | 99,40 
ſtber Bank 4 | 75,75 


Deutſche Bank | 


Domm. Centralbahn fr. 
Rechte Oder Uferbahn 
Rheiniſche 


1 do Litt. B. v. St. gar. 
en. Landwirthſch. 4 Rhein Nahebahn R 4 15,75 bz 


1 
ener Prov. Bank 4 94,25 G 
4 


Thüringiſche 4 111,25 b 
en gar. 55 


Boden Credit 47 89,50 bz G 4 
do. Litt. O. v. St. gar. 44 100. — bz B 


Centralboden. 4 117,50 bz 
Hyp. Spielh. 4 123,10 bz G 


Provinz. Gewerbebk. 4 29,00 bz Albrechtsbahn 5 16,75 


do. 5. U. Stiegl. 
do. Pol.⸗Sch. O. 


Ritterſch. Privatbank 


en 5 0 Schaaffhauf Bankv. 4 73,50 G 


Franzöſ. Banknot. 
Oeft 


Schleſ. Vereinsbank 


Thüringiſche Bank 


D SSS 
1 


ſiſche Bank 1 en > Amſterdam Rotterd. 4 109,40 bz 
Ü 4.111820 35 


2 | 8 

ankverein 92,25 Balli s 5 en 9 
do. Creditbank 4. 81,75 G oe Weſtbahn 5 | 80,40 
} 4 | 26,60 

leſ. Bankverein N 84,00 B Buß 3 43840 55 

N | „ D ⸗Bodenb 4 

Südd. Bodeneredit 4 111,40 b3 Gliſabet West m 5 | 72,25 bz 
4 18,0 % Kaiſer Franz Joseph e 63,80 bz 


Vereinsbank Quiſtorplfr. 10,00 B Galfz. Karl Ludwig) 5 8590 bz 


Deutſ 
.A. v. 55 a 1000 


ER 


Brem Anl. v. 1874 4 
Coln⸗Md.⸗Pr -A. 3 
Deſſ. St. Pr. Anl. 34 
Goth. Pr.⸗Pfdbr. 
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